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100 Jahre Erster Weltkrieg
Nationalismus, Militarismus und Krieg in der deutschen
Sozialdemokratie bis 1914

Prostitution ist kein

Fall fürs Gesetz
Mit ihrem Artikel „Prostitution zwischen Arbeit und Missbrauch“ hat

Kerstin Wilhelms in der Graswurzelrevolution Nr. 384 u.a. aufgezeigt,

dass der von der „BILD“-Kolumnisten Alice Schwarzer lancierte

„Appell gegen Prostitution“ vor Verallgemeinerungen und Diskrimi-

nierungen nur so strotzt. Ihr Fazit: „Natürlich wünsche ich mir (...)

eine ‘Befreiung der Sexualität vom Kommerz’. Selbstverständlich. Ich

wünsche mir eine Befreiung aller Lebensbereiche vom Kommerz.

Dennoch muss es zugleich darum gehen, die gegenwärtigen Arbeits-

bedingungen im Sinne der ArbeiterInnen zu verbessern. Dabei helfen

Verbote, Kriminalisierung und Stigmatisierungen nicht weiter.“ An

diesen Artikel anknüpfend setzen wir in dieser Ausgabe die Diskussi-

on in Form eines Schwerpunkts fort. Den Auftakt liefert der folgende

Beitrag der feministischen Bloggerin Antje Schrupp. (GWR-Red.)

Die jüngste Diskussion über

Prostitution hat gezeigt, wie

sehr politische Debatten hier-

zulande mit der Frage nach Ge-

setzen und Verboten gleichge-

setzt werden.

So hat Alice Schwarzer gleich

zu Beginn ihren (berechtigten)

Appell dagegen, dass Prostitu-

tion zunehmend als normales

und unausweichliches gesell-

schaftliches Phänomen be-

trachtet wird, unmittelbar mit

einer Forderung nach gesetzli-

chen Verboten und Reglemen-

tierungen von Sexarbeit ver-

knüpft. Die Gegenseite wiede-

rum hat aus ihrer (ebenfalls rich-

tigen) Beobachtung heraus,

dass ein Prostitutionsverbot in

erster Linie den anschaffenden

Frauen schaden würde, ein un-

kritisches, ja fast kitschig posi-

tives Bild von Sexarbeit als

selbstbestimmter Tätigkeit se-

xuell freier Menschen gezeich-

net.

Doch wenn die Frage nach „gut/

schlecht“ oder „freiheitlich/

ausbeuterisch“ unmittelbar

verknüpft wird mit der Schluss-

folgerung „muss der Staat er-

lauben/verbieten“, dann wird

der eigentliche Kern des The-

mas verfehlt. Dass ein gesetzli-

ches Verbot von Prostitution

vor allem den betroffenen Frau-

en schadet, lässt sich kaum be-

zweifeln. Deshalb haben sich

nicht nur Vereinigungen von

Sexarbeiter_innen und Pro-Sex-

arbeits-Feministinnen gegen

den Schwarzer-Appell positio-

niert, sondern zum Beispiel

auch viele soziale Beratungs-

stellen.

Wer nichts zu verbergen

hat, ist langweilig
Das Internet im Zeitalter des Großen Bruders
Seite 11

Abb.: Banksy

Vor 100 Jahren bewilligte die deutsche Sozialde-

mokratie die Kriegskredite und machte damit den

Weg frei für den Beginn des Ersten Weltkriegs.

Heutzutage ist es normale parlamentarische Praxis

(nicht nur) der SPD Kriegskredite zu bewilligen.

Kriegskredite kritisiert niemand mehr grundsätz-

lich, die jährlichen Abstimmungen werden teil-

weise nicht einmal mehr öffentlich wahrgenom-

men. Doch dass die Gelder für die Kriegseinsätze

der Bundeswehr von Ex-Jugoslawien bis hin zu

Afghanistan jedes Jahr neu parlamentarisch

bewilligt wurden und dass die in die Große

Koalition gebundene SPD sie auch künftig weiter

bewilligen wird, bleibt für uns ein Skandal. Vor

hundert Jahren, am Anfang des Ersten Weltkriegs

von 1914-1918, begann das patriotische Umfallen

der SPD bei den Kriegskrediten. Wir erinnern daran

mit einem Artikel, der eine Reihe von Auseinander-

setzungen, historischen wie auch aktuellen, in der

GWR zum hundertjährigen Gedenken an den Ersten

Weltkrieg beginnen soll. (GWR-Red.)

Fortsetzung auf Seite 14 f.
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Über die Ereignisse in der Ukraine
Bericht eines ökosozialistischen Aktivisten aus Kiew

Euromajdans- Demonstration in Kiew, 1.12.2013. Auf den ersten Blick könnten sie mit der schwarz-roten Fahne des Libertären Sozialismus verwechselt werden.

Aber diese schwarz-roten Fahnen sind Symbole des extrem rechten „Kongress Ukrainischer Nationalisten“. Foto: Wikipedia

Bei den jüngsten Ereignissen in der Ukraine gibt es zwei sich überlap-

pende Typen der Konfrontation. Die erste Konfrontation ist internati-

onal-politischer Art. Sie spiegelt den Kampf zwischen den europäi-

schen Staaten und Russland um den Einfluss im postsowjetischen

Raum.

Der Kurs der Ukraine, der auf

eine Annäherung an die Euro-

päische Union und die NATO

zielt, wurde noch von Präsident

Leonid Kutschma während sei-

ner zweiten Amtszeit (1999 -

2004) proklamiert.

Nach der sogenannten „Oran-

genen Revolution“ 2004, als der

prowestliche National-Liberale

Viktor Juschtschenko zum Prä-

sidenten wurde, kam es zu ei-

ner verstärkt proeuropäischen

Orientierung der ukrainischen

Politik; die Beziehungen mit

Russland verschlechterten sich

dagegen.

Der 2010 zum Präsidenten ge-

wählte Vertreter der „Partei der

Regionen“, Viktor Januko-

witsch, versprach eine Verbes-

serung der Beziehungen zu

Russland, setzte aber in der

Praxis den Kurs der Annähe-

rung an die EU fort, und zwar

auf eher pragmatische Weise,

indem er versuchte, die Inter-

essen der ihm nahestehenden

Business-Gruppen zu verteidi-

gen.

Jetzt wurde beim Gipfeltreffen

der Initiative „Östliche Partner-

schaft“ in Vilnius die Unter-

zeichnung eines Assozi-

ierungsabkommens zwischen

der EU und der Ukraine ge-

plant. Aber eine Woche vor

dem geplanten Termin erklärte

die ukrainische Regierung,

dass der Prozess der Vorberei-

tung auf die Unterzeichnung

eingestellt werde.

Der Ministerpräsident der Uk-

raine, Nikolaj Asarow, wurde

dazu durch einen Brief des In-

ternationalen Währungsfonds

motiviert. Der IWF wollte dem-

nach seinem Land vorschrei-

ben, die Gas- und Heizungs-

preise um 40% zu erhöhen, die

Löhne einzufrieren und die

Staatsausgaben weiter zu kür-

zen. Außerdem berichtete Asa-

row, dass viele ukrainische Be-

triebe infolge der Eurointegra-

tion geschlossen werden müss-

ten.

Dabei ist zu betonen, dass die

ukrainischen Behörden keine

Kursänderung erklärten. Somit

ist klar, dass die Regierung der

Ukraine in Wirklichkeit einfach

mehr Privilegien von der EU

möchte, um die ihr nahestehen-

den Großunternehmen zufrie-

den zu stellen und erst dann ein

Assoziierungsabkommen zu

schließen.

Innenpolitische Konflikte

Der zweite Widerspruch ist in-

nenpolitisch. 2015 sollen die

nächsten Präsidentschafts-

wahlen stattfinden. Die Ukrai-

ne ist eine präsidial-parlamen-

tarische Republik mit weitge-

henden Vollmachten des Präsi-

denten. Jede politische Kraft

versucht jedes mehr oder we-

niger wichtige politische Ereig-

nis dazu zu benutzen, um vor

den Wahlen eine bessere Posi-

tion zu erobern.

Die Einstellung des Vorberei-

tungsprozesses auf das Asso-

ziationsabkommen mit der EU

war keine Ausnahme. Am

Abend des 21. November, kurz

nach Bekanntmachung des Re-

gierungsbeschlusses, rief der

Oppositionspolitiker Arsenij

Jazeniuk seine AnhängerInnen

durch eine Erklärung per Twitter

auf, Protestaktionen zu starten.

Die erste Aktion in Kiew be-

gann um 22 Uhr am Unabhängig-

keitsplatz (Majdan). Am Ende

des ersten Tages nahmen 1000

bis 2000 Menschen an der Pro-

testkundgebung teil. Verschie-

dene politische und soziale

AktivistInnen sowie Oppositi-

onsführer kamen. Die Aktion

wurde „Euromajdan“ („Platz für

die Eurointegration“) genannt.

Es gab Informationen, dass die

Anhänger der Eurointegration

ähnliche „Euromajdans“ auch

in den Städten Iwano-Fran-

kiwsk, Luzk, Lwiw, Ternopil,

Ushgorod, Chmelnezkyj,

Odessa, Charkow u.a. organi-

sierten. In einigen Ländern der

Welt gab es Solidaritätsaktio-

nen, auch in Deutschland.

Ein Unterschied zu den Protes-

ten von 2004 ist das dramati-

sche Erstarken des rechtsnatio-

nalistischen Segments, was

eindeutig weder den Klassen-

widerstand noch die Toleranz

gegenüber Minderheiten be-

günstigt. Der Protest wurde vor

allem von den EinwohnerInnen

Kiews sowie von den Men-

schen im Westen und im Zen-

trum des Landes unterstützt.

Die Bevölkerung des russisch-

sprachigen Ostens und des Sü-

dens der Ukraine ist traditionell

prorussisch. So wird die Ukrai-

ne heute zum Schauplatz des

Kampfes zwischen den interna-

tionalen imperialistischen Zen-

tren.

Anschluss an die NATO

Es ist klar, dass eine notwendi-

ge Folge der Aufnahme in die

EU der Anschluss an die NA-

TO sein wird. Das wird nicht nur

die Beziehungen zwischen

Russland und der Ukraine, son-

dern auch die allgemeine Sicher-

heitslage in Osteuropa ver-

schlechtern. Die Idee der NA-

TO-Mitgliedschaft der Ukraine

findet keine ernsthafte Unter-

stützung in der Bevölkerung.

Paradoxerweise unterstützt eine

relative Mehrheit die Idee einer

EU-Mitgliedschaft, nicht aber

einen Anschluss an die NATO.

Einige politische Kräfte, z.B. die

offizielle Kommunistische Par-

tei, unterstützen den Anschluss

an eine „Zollunion“ mit Russ-

land, Weißrussland und Ka-

sachstan als Alternative zur EU.

Diese Idee hat jedoch keine se-

riöse Grundlage und findet we-

nig Unterstützung.

Die Opposition

Die ukrainische Opposition, die

für eine möglichst schnelle In-

tegration in die EU ist, ist hete-

rogen. Ein Teil hat eher liberale

Auffassungen, andere sind li-

beral-nationalistisch oder radi-

kal-nationalistisch. Die größte

Oppositionspartei ist die Ge-

samtukrainische Vereinigung

„Batkiwschtschina“ („Vater-

land“). Ihre Führerin, die ehe-

malige Ministerpräsidentin Ju-

lia Timoschenko, sitzt im Ge-

fängnis: Sie wurde wegen

Machtmissbrauchs beim Ab-

schluss der Gaslieferungsver-

träge mit Russland (der Vorfall

ereignete sich im Januar 2009)

angeklagt und verurteilt.

Das Oberhaupt des Politischen

Rates der Partei ist Arsenij Ja-

zeniuk, Ökonom, Jurist und

ehemaliger Vorsitzender des

Parlaments.

Die Partei ist ein Sammelsurium

verschiedener liberaler sowie li-

beralnationalistischer Politiker

und hat keine klare Ideologie.

Ihre Hauptforderung heute ist

die Freilassung von Timo-

schenko.

Die zweite große Oppositions-

partei ist die Ukrainische Demo-

kratische Allianz für Reformen

(„UDAR“, was „Schlag“ bedeu-

tet). Ihr Führer ist der weltbe-

kannte Boxer Witalij Klitschko.

Auch diese Partei hat keine klare

Ideologie; man kann sie aber als

liberal und eurozentristisch be-

zeichnen. Auf internationaler

Ebene ist sie Partner der deut-

schen CDU. Es gibt Informati-

onen, dass diese Partei auch

von einigen Geschäftsleuten

und Politikern unterstützt wird,

die der heutigen Regierung na-

he stehen, wie Wiktor Pint-

schuk, Dmitrij Firtasch und dem

Chef der Präsidialverwaltung,

Sergej Ljowotschkin.

Die dritte große Oppositions-

partei ist die Gesamtukrainische

Vereinigung „Swoboda“ („Frei-

heit“) mit Oleg Tjagnibok an der

Spitze. Diese Partei hat eine

ganz klare Ideologie - anders als

die zwei erstgenannten. Diese

Ideologie hat aber mit den „eu-

ropäischen Werten“ nicht viel

zu tun: ukrainischer Radikalna-

tionalismus in Verbindung mit

Sozialpopulismus. Bezeichnen-

derweise hieß die Partei bis 2004

„Sozial-Nationale Partei“. Das

Ukrainische Jüdische Komitee

qualifiziert diese Partei als fa-

schistisch und ihren alten Na-

men als in Anspielung auf die

NSDAP gewählt.

Im Jahresreport 1999 des Ste-

phen Ross Instituts für die Er-

forschung des Antisemitismus

und Rassismus hieß es: „Die

Ukrainische Sozial-Nationale

Partei ist eine extremistische,

rechtsstehende, nationalisti-

sche Organisation, was durch

ihre Identifikation mit der Ideo-

logie des deutschen National-

sozialismus unterstrichen

wird.“

Im Jahre 2012 wurde „Swo-

boda“ zum ersten Mal ins ukra-

inische Parlament „Oberste Ra-

da“ gewählt: Sie bekam 36 von

450 Mandaten. Heute versu-

chen die Parteiführer eine „ge-

mäßigtere“ Politik zu demon-

strieren als zuvor. Sie weisen

die Nazismus-Vorwürfe zurück,

geben aber weiter ausländer-

feindliche Erklärungen ab und

pflegen weiterhin Beziehungen

mit neonazistischen Jugend-

gruppen, indem sie diese vor

den Rechtsschutzorganen ver-

teidigen. Im Zuge der weiteren

Vertiefung der Krisenerschei-

nungen in der internationalen

und ukrainischen Wirtschaft

und der wachsenden Unzufrie-

denheit mit der Regierung und

ihrer neoliberalen Wirtschafts-

politik wird sich „Swoboda“ als

eine konsequente Gegnerin der

existierenden Macht positionie-

ren und einen großen Teil der

Unzufriedenen in sich integrie-

ren. Es gibt Vermutungen, dass

„Swoboda“ auch von einigen

regierungsnahen Kräften un-

terstützt wird, weil Tjagnibok in

der zweiten Runde der Präsi-

dentschaftswahlen ein ziemlich

bequemer Gegner für Januko-

witsch wäre.

Ein Teil der von den Parteien

mobilisierten AktivistInnen

nimmt an den Protesten tradi-

tionsgemäß gegen Bezahlung

teil. Das betrifft vor allem die

AktivistInnen von „Batkiwscht-

schina“ und „Udar“. Die „Swo-

boda“-Partei hat dagegen mehr

ideologisch motivierte Anhän-

gerInnen - zumeist Befürwor-

terInnen des ethnischen Nati-

onalismus, der Intoleranz ge-

genüber Minderheiten und der

Reaktion.

Im Protest für  die Eurointe-

gration gibt es auch einen par-

teilosen Teil. Das sind Leute,

die vom Westen finanzielle Un-

terstützung bekommen; Stu-

dentInnen und Intellektuelle,

die aus unbestimmten Gründen

meinen, dass die EU und die

„europäischen Werte“ iden-

tisch sind; kleine Geschäftsleu-

te, die hoffen, dass die Annä-

herung an die EU den Sieg über

die Korruption in der Ukraine

begünstigen wird; VertreterIn-

nen sexueller Minderheiten, die

versuchen, die Homophobie

der nationalistischen Protest-

lerInnen zu ignorieren. Generell

kann man diesen Protest als

bürgerlich bis kleinbürgerlich

bezeichnen. Die Forderungen

nach Annäherung an die EU,

Bürgerrechten, Bekämpfung

der Korruption usw. wären bes-

tenfalls bürgerlich-demokra-

tisch.

AnarchistInnen

Ein kleiner Teil der jugendli-

chen AnarchistInnen und

Linksradikalen nimmt ebenfalls

an den Protesten teil. Man soll-

te aber ihren Einfluss auf die

Masse der Protestierenden

nicht überschätzen. Auf eine

sozialistische Revolution ist die

heutige Ukraine (wie eigentlich

die meisten anderen Länder der

Welt) leider nicht vorbereitet.

Dafür braucht man einen ganz

anderen Bewusstseinsstand.

Repression

Am 30. November, um 4 Uhr

nachts, vertrieben die „Berkut“

genannten Spezialeinheiten der

Polizei gewaltsam eine Kundge-

bung der AnhängerInnen der

Eurointegration vom Majdan.

Dutzende Menschen wurden

verletzt. Laut offiziellen Anga-

ben wurden 21 Menschen in

Krankenhäuser gebracht, 7 da-

von mussten stationär behan-

delt werden. Dutzende Aktivis-

tInnen wurden von der Polizei

festgenommen. Die Opposition

sagt, etwa 1.000 Menschen sei-

en bei der Auflösung der Kund-

gebung am Majdan gewesen.

Die Verletzten und Verprügelten

fanden in der Michajlowski-Ka-

thedrale Zuflucht. Die Men-

schen, die über diese Gewalt-

anwendung vor allem gegen

jüngere Männer und Frauen

empört waren, versammelten

sich am 30. November in den

Morgenstunden am Michaj-

lowskaja-Platz. Es waren 10.000

bis 15.000 Menschen. Klitsch-

ko, der sich in Lwiw befand, rief

zu einer „Volksversammlung“

(„Wetsche“) auf; später fuhren

einige Tausend Menschen von

dort aus nach Kiew.

Ich glaube nicht, dass das Pro-

blem der Polizeigewalt durch

Regierungswechsel und Refor-

men im Rahmen des existieren-

den Systems lösbar ist. Dazu

braucht man eine grundsätzli-

che Umgestaltung der existie-

renden gesellschaftlichen Ver-

hältnisse, eine Abkehr von der

Berufspolizei und deren Ablö-

sung durch eine volkseigene

Selbstverteidigung.

Präsident Janukowitsch verur-

teilte indirekt die Gewaltanwen-

dung durch die Polizei. „Ich ver-

urteile die Aktionen, die zu ei-

ner gewaltsamen Konfrontati-

on und zum Leiden der Men-

schen führte“, sagte er. „Vor ei-

nigen Tage habe ich vor dem

ganzen Land erklärt, dass ich

die zivilen gewaltfreien Aktio-

nen unterstütze. Diejenigen,

die nicht auf die Worte der Ver-

fassung und des Präsidenten

gehört und durch ihre Be-

schlüsse und Aktivitäten einen

Konflikt am Majdan provoziert

haben, werden bestraft.“

Er forderte von der Staatsan-

waltschaft, ihm und der Gesell-

schaft schnellstens alle Ergeb-

nisse einer objektiven Untersu-

chung zur Verfügung zu stellen

und die Schuldigen zu bestra-

fen. Später bat Ministerpräsi-

dent Asarow im Namen der Re-

gierung für die Polizeiaktion um

Verzeihung. Einige Parlaments-

mitglieder der Regierungspartei

(Partei der Regionen) verließen

die Fraktion. Es gab Mitteilun-

gen, dass der Chef der Präsi-

dialverwaltung, Sergej Ljowot-

schkin, seinen Rücktritt erklärt

habe; dieser sei jedoch abge-

lehnt worden. Ljowotschkin ist

selbst Anhänger einer Annähe-

rung an die EU. So sind auch

die regierenden Kräfte in der

Frage der Eurointegration nicht

einig. Teile der Regierung wä-

ren bereit, die oppositionellen

Bestrebungen für eine mög-

lichst schnelle Integration in die

EU zu unterstützen.

Am 1. Dezember 2013 verlager-

ten sich die Protestierenden

vom Michajlowskaja-Platz auf

den Majdan. Die Zahl der Teil-

nehmerInnen war schätzungs-

weise 20.000 bis 60.000. Als Un-

terstützung kam auch eine pol-

nische Delegation mit Jaroslaw

Kaczynski und Jerzy Busek an

der Spitze. Eine Gruppe, die aus

etwa 200 AktivistInnen be-



                     februar 2014/386  graswurzelrevolution   13   transnationales

Anarchisten unter der Pinochet-Diktatur
Ein Bericht aus Chile
Salvador Allende und Augusto Pinochet sind die weltweit bekanntes-

ten politischen Persönlichkeiten Chiles. Die erstmalige Ankunft des

Sozialismus auf demokratischem Wege in den drei Jahren der Unidad

Popular (1970-1973) und die gewalttätige Durchsetzung des Neo-

liberalismus sowie die regelmäßige Verletzung der Menschenrechte

unter der Militärdiktatur (1973-1989) sind gleichzeitig die am meisten

diskutierten Prozesse und Ereignisse, wenn man über dieses Land

spricht. In diesen Tagen erinnert man sich des vierzigsten Jahresta-

ges des Putsches, welche eines der traurigsten Kapitel in der

Geschichte der Menschen einleitete, die in diesem Land leben. Ein

Prozess, dessen soziale, kulturelle und wirtschaftliche Effekte sich

bis in die Gegenwart auswirken. Es handelt sich um die jüngste

Vergangenheit.

Und in dieser Geschichte: Wo

waren die Anarchisten? Wie in-

terpretierten sie diese Ge-

schichte und wie versuchten

sie sie zu verändern?

Im Folgenden werden wir die

Handlungsweise der Libertären

zur Zeit der Militärdiktatur skiz-

zieren, den rauen Jahrzehnten,

welche paradoxerweise Zeugen

des Wiederauflebens libertären

Denkens und Handelns in die-

sem Land waren.

Am 11. September 1973 begann

in Chile eine Militärregierung,

die sich bis 1989 fortsetzte.

Die gesamte Linke wurde ge-

ächtet und ihre Militanten wur-

den systematisch verfolgt, aus

dem Land verbannt, einge-

sperrt, gefoltert und gequält.

Tausende wurden getötet und

blieben verschwunden.

Der Staat wurde neu geordnet,

Meinungsfreiheit und Ver-

sammlungsrecht radikal be-

schnitten, während sich gleich-

zeitig seine Struktur der gewalt-

tätigen Einführung des Neoli-

beralismus aufs Äußerste an-

passte.

Aufgrund der Zersplitterung

und der Tatsache, dass sie da-

mals keine reale Gefahr für die

neue Ordnung darstellten, er-

fasste die Repression nicht di-

rekt die Libertären, so wie es mit

der marxistisch-leninistischen

Linken geschah. Die wenigen

anarchistischen Organisatio-

nen, die während der Tage des

Sozialismus wirkten, wie El Mo-

vimiento Sindical Libertario und

La Federación Libertaria de Chi-

le, verschwanden, und etwas

mehr als zwanzig der Mitglie-

der gingen ins Exil, vor allem

nach Argentinien, Italien, Frank-

reich, in die Schweiz und nach

Holland. Davor aber waren vie-

le in den Folterzentren, die die

Diktatur errichtet hatte.

Nach dem Putsch versuchten

einige kleine Gruppen oder iso-

lierte EinzelkämpferInnen zum

Widerstand beizutragen, so-

wohl im Inneren des Landes als

auch im Ausland. Innerhalb

Chiles  artikulierten sie sich, in-

dem sie an Organisationen für

Menschenrechte, des Syndika-

lismus, des Feminismus, für

Ökologie und des Kollektivis-

mus teilnahmen. Die Solidarität

mit den Gefangenen des Regi-

mes war eines der Hauptthemen

der Antiautoritären. Wir werden

dies im Folgenden aufzeigen.

Die Norsk Syndikalistisk For-

bund (NSF), eine Zentrale der

libertären ArbeiterInnen Norwe-

gens, angebunden an die anar-

chosyndikalistische Internatio-

nale ArbeiterInnen Assoziation

(IAA) arbeitete mit dem Comité

de Defensa de los Derechos

Humanos y Sindicales (Komi-

tee zur Verteidigung der

menschlichen und gewerk-

schaftlichen Rechte) bei der

Aufgabe zusammen, Gefange-

ne der Vanguardia Organizada

del Pueblo aus dem Land zu

schaffen und sie nach Norwe-

gen zu schicken. Die VOP war

von der Unidad Popular ver-

folgt worden.

Sie war isoliert von der ganzen

Linken, die einer Partei angehör-

te, nach dem Mord 1971 an dem

Ex-Minister Edmundo Pérez Zu-

govic, den man für den Tod zahl-

reicher Bewohner in Puente

Montt verantwortlich machte.

Mehr als sieben Gefangene die-

ser Organisation wurden durch

die gemeinsame Anstrengung

der Verteidiger der Menschen-

rechte in Chile und der Libertä-

ren in Europa aus dem Land ge-

schafft und aus der Todesge-

fahr befreit. Ein kurzer und sym-

bolischer Beweis dieser neuen

Zusammenarbeit ist ein 1978

datierter Brief von zwei Gefan-

genen in Santiago an die NSF.

„Da dies, die Freiheit des Men-

schen, eine der Hauptanliegen

der Anarchisten ist, müssen sie

an ihrem Aufbau beteiligt sein,

ebenso die Vertreter anderer

Ideologien, wie die Marxisten

oder die revolutionären Chris-

ten usw., so dass die Revoluti-

on nicht Eigentum einer redu-

zierten Gruppe von Personen

ist, sondern wirklich des gan-

zen Volkes.“

Parallel zu dem vorher Be-

schriebenen gab es Versuche

der Re-Organisation von spe-

zifisch libertären Gruppen. 1985

gründet man z.B. in Santiago

das Centro de Estudios Socia-

les Hombre y Sociedad, eine

Organisation (unter dem Deck-

mantel eines Sportvereins), die

vor allem aus alten Anarcho-

Syndikalisten bestand. Abge-

sehen davon gab es kleine und

kurzlebige Gruppen, die sich für

Sabotage und Spionage ein-

setzten.

Neben den Aktivitäten inner-

halb des Landes muss man auf

die der exilierten chilenischen

AnarchistInnen im Ausland

und die ausländischen Grup-

pen verweisen, die mit ihnen

kurzzeitig oder permanent zu-

sammenarbeiteten. Unter den

letztgenannten befinden sich

die Federación Obrera Regio-

nal Argentina, die Confedera-

ción Nacional del Trabajo in

Spanien, die Fédération Anar-

chiste in Frankreich, die deut-

sche Freie ArbeiterInnen-Uni-

on (FAU), die Gruppe Workers

Emancipation in den USA, die

Norsk Syndikalistisk Forbund

in Norwegen, die schwedische

Sveriges Arbetares Centralor-

ganisation und die Asociación

Internacional de Trabajadores.

Alle diese unterstützten auf ver-

schiedene Weise die Anarchis-

tInnen und SyndikalistInnen

Chiles, sei es durch verschie-

dene Solidaritätsveranstaltun-

gen, um Geld zu sammeln, oder

indem sie Informationen über

die Situation des Landes ver-

breiteten.

Viele der chilenischen Libertä-

ren, die ins Exil gingen, grün-

deten mit anderen geflüchteten

AnarchistInnen, die sich in Eu-

ropa befanden, im Jahre 1978 die

Coordinadora Libertaria Latino-

americana. Mit ihr informierte

man regelmäßig über die Re-

pression, die in Chile und in

anderen Ländern herrschte, wo

es eine Diktatur gab. Sie orga-

nisierten außerdem das erste

Treffen von lateinamerikani-

schen AnarchistInnen im Exil,

das am 31. Januar 1981 in Paris

stattfand und an dem fünfzig

AnarchistInnen teilnahmen, die

sich in einer solchen Situation

befanden.

Sicherlich machten die Anar-

chistInnen eine sehr kleine

Gruppe innerhalb des antidik-

tatorischen Widerstandes aus,

sowohl in Europa als auch im

Land. Trotzdem erreichten eini-

ge Solidaritätsaktionen einen

Effekt, der über die reduzierten

Gruppen hinausging. Dies war

der Fall bei der Unterstützung

der Gefangenen der VOP oder

die Aktionen der Aufklärung

über das Regime, welche in Eu-

ropa stattfanden. Etwas pas-

sierte in der libertären Bewe-

gung. Ausgehend von den Soli-

daritätsaktionen und der Reor-

ganisation, die in diesen Jah-

ren stattfanden, begann der

chilenischen Anarchismus sei-

ne Wiedergeburt.

Der Fall der Mauer 1989 in Ber-

lin der Niedergang des soge-

nannten „realen Sozialismus“,

die Rückkehr der Libertären aus

dem Exil, eine neue Welle des

Interesses der Jugendlichen  im

Hinblick auf das anarchistische

Denken, der Einbruch der Punk-

Musik und ungezählte andere

Prozesse hatten Einfluss auf

dieses Wiederaufblühen.

Aber das ist eine andere Ge-

schichte. Hier endet dieser kur-

ze Überblick. Ohne Zweifel sind

viele kleine Geschichten nicht

erwähnt, auf Grund des redu-

zierten Raums, den wir zur Ver-

fügung haben, oder aber, weil

sie keine Spuren hinterlassen

haben. Und sowieso sind alle

Bilder, die wir von der Vergan-

genheit schaffen, nur Annähe-

rungen.
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stand, versuchte, das Gebäude

der Präsidialverwaltung an der

Bankowaja-Straße zu stürmen

und die Polizeikordone mit Hil-

fe einer Planierraupe zu durch-

brechen.

Die Opposition bezeichnete

später die Angreifer als „Provo-

kateure“. Es gab eine Schläge-

rei zwischen Anhängern und

Gegnern des Planierraupenein-

satzes. Der „Berkut“-Trupp

setzte Tränengas und Schock-

granaten ein. Die Oppositionel-

len besetzten die Kiewer Stadt-

verwaltung und das Gewerk-

schaftshaus 4; dort wurde der

„Stab des Nationalen Wider-

standes“ organisiert. Sein Ini-

tiator war Oleg Tjagnibok.

Die Polizei erklärte, dass die

„Swoboda“-Partei und die na-

tionalistische Partei „Bratstwo“

(„Brüderlichkeit“) mit Dmitrij

Kortschinski an der Spitze für

diese Exzesse verantwortlich

seien. Eine Autokolonne ver-

suchte, zur Residenz des Präsi-

denten in Meshigorje zu gelan-

gen, wurde aber durch die Poli-

zei gestoppt. Um 21 Uhr ver-

suchten die antikommunisti-

schen Aktivisten ein Lenin-

Denkmal zu zerstören, aber die

Sicherheitskräfte verhinderten

das.

Am 2. Dezember blockierten die

DemonstrantInnen die Arbeit

der ukrainischen Regierung.

Truppen des Innenministeri-

ums wurden in die Stadt ver-

legt. Die AktivistInnen, die in

der Nacht der Auflösung der

Majdan-Demonstration festge-

nommen wurden, wurden spä-

ter wieder freigelassen. Die am

1. Dezember Festgenommenen

bleiben in Haft. Die Opposi-

tionspolitiker fordern den Rück-

tritt der Regierung und des Prä-

sidenten. Die Financial Times

berichtete, dass Pjotr Poro-

schenko der neue Ministerprä-

sident werde. Er könnte eine

Kompromissfigur für Regie-

rung und Opposition sein: Als

einer der reichsten Menschen

des Landes ist er fraktionsloses

Parlamentsmitglied, sitzt im Par-

lamentskomitee für Fragen der

Eurointegration und nahm am

„Euromajdan“ teil.

Am 3. Dezember lehnte aber das

Parlament den Rücktritt der Re-

gierung ab: Der Antrag bekam

nur 186 Stimmen (nötig gewe-

sen wären mindestens 226).

Meines Erachtens wird nun al-

les mittels Vereinbarungen hin-

ter den Kulissen zwischen der

Regierung und der Opposition

entschieden. Die Regierung ist

zu einigen Zugeständnissen

bereit. Die Unterschiede zwi-

schen den Machthabenden

und der Opposition sind rela-

tiv. Die Opposition ist ebenso

eine Vertreterin des Großkapi-

tals wie die Regierung; sie hat

etwa 40% der Sitze im Parla-

ment, ist in der Exekutive und

im Gerichtssystem vertreten

und hat auch mehrere Sitze in

den Stadt- und Regionalverwal-

tungen (besonders im Westen

und im Zentrum des Landes).

Die Straßenproteste sind für die

Opposition nur noch ein Mittel

zur Erpressung der Regierung.

Fazit

Der Weg zu einer direkten De-

mokratie und Selbstverwaltung

in der Ukraine ist noch sehr

lang. Insgesamt kann man zu

dem Schluss kommen, dass in

der Ukraine ein Kampf zwi-

schen den internationalen ka-

pitalistischen Machtzentren

und diversen finanziell-politi-

schen Gruppierungen um poli-

tischen und ökonomischen Ein-

fluss vor sich geht.

Die arbeitende Klasse hat in

diesem Kampf nichts zu su-

chen. Und sie nimmt kaum an

ihm teil. Das Proletariat der Uk-

raine ist konfrontiert mit der tag-

täglichen Arbeitslosigkeit, mit

der Inflation und dem niedrigen

Lebensstandard, mit der Will-

kür der Unternehmer usw., und

die unverständlichen Ziele der

Beteiligung an internationalen

kapitalistischen Bündnissen

wie der EU oder der Zollunion

von Russland, Belarus und Ka-

sachstan liegen ihm ziemlich

fern. Nur der Klassenkampf und

die globale Klassensolidarität

können die arbeitenden Men-

schen in der Ukraine und der

ganzen Welt befreien.
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